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Beginn der Sitzung: 14.15 Uhr 

Der Vorsitzende, Abg. Dr. Edgar Franke (SPD): Gu-
ten Tag, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
liebe Zuschauer und Zuschauerinnen und vor allen 
Dingen liebe Sachverständige. Ich begrüße Sie herz-
lich zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses 
für Gesundheit. Zu meiner linken Seite begrüße ich 
die Parlamentarische Staatssekretärin Frau Ingrid 
Fischbach sowie die Vertreter der Bundesregierung. 
In dieser öffentlichen Anhörung, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, beschäftigen wir uns mit zwei Anträgen 
zur Wiederherstellung der paritätischen Finanzie-
rung in der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Zum einen beschäftigen wir uns mit dem Antrag 
der Fraktion DIE LINKE. mit dem Titel „Zusatzbei-
träge abschaffen – Parität wiederherstellen“ auf 
Bundestagsdrucksache 18/7237 und zum anderen 
mit dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN mit dem Titel „Lasten und Kosten fair 
teilen – Paritätische Beteiligung der Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgeber an den Beiträgen der gesetzli-
chen Krankenversicherung wiederherstellen“ auf 
Bundestagsdrucksache 18/7241. Ich möchte wie 
immer kurz einige Erläuterungen zum Anhörungs-
verfahren geben. Uns stehen für diese Anhörung 60 
Minuten zur Verfügung. Die Fraktionen werden 
ihre Fragen abwechselnd stellen. In der ersten Fra-
gerunde beginnt die CDU/CSU, dann folgt die SPD, 
dann die CDU/CSU. Mit den Fraktionen DIE 
LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird die 
erste Fragerunde beendet. In der zweiten Runde hat 
dann auch die SPD ein zweimaliges Fragerecht wie 
die CDU/CSU. Runde eins und Runde zwei erfol-
gen im Wechsel. Noch einmal zur Erinnerung für 
alle: Jede oder jeder Fragende stellt eine Frage an 
einen Sachverständigen. Ich darf die Fragenden 
und die sehr geschätzten Sachverständigen bitten, 
Fragen und Antworten möglichst kurz zu halten, 
damit möglichst viele Fragen gestellt werden kön-
nen und auch möglichst viele Sachverständige zu 
Wort kommen. Ich darf weiter noch einmal aus-
drücklich darauf hinweisen, dass die 60-Minuten-
Grenze die Liste bricht, d. h. die Liste ist dann zu 
Ende. Ich bitte die aufgerufenen Sachverständigen 
bei der Beantwortung der Fragen die Mikrofone zu 
benutzen und sich immer mit ihrem Namen und 
ihrem Verband vorzustellen. Denn viele Zuschaue-
rinnen und Zuschauer schauen sich die Anhörung 
nur in Ausschnitten im Internet an. Nur so können 

sie die einzelnen Sachverständigen zuordnen. Des 
Weiteren bitte ich alle Anwesenden ihre Mobiltele-
fone auszuschalten. Ich weise darauf hin, dass die 
Anhörung digital aufgezeichnet und live im Parla-
mentsfernsehen übertragen wird. Zudem kann die 
Anhörung als Video-on-Demand in der Mediathek 
des Deutschen Bundestages abgerufen werden. Das 
Wortprotokoll der Anhörung wird ebenfalls auf der 
Internetseite des Ausschusses veröffentlicht. Mein 
Damen und Herren, wir beginnen jetzt und die 
erste fragestellende Fraktion ist die CDU/CSU. Ihre 
Sprecherin, Frau Michalk, hat das Wort. 

Abg. Maria Michalk (CDU/CSU): Unsere erste 
Frage geht an den Einzelsachverständigen Herrn 
Professor Greiner. Wie beurteilen Sie die geforderte 
Rückkehr zur Parität in der gesetzlichen Finanzie-
rung? Gehen Sie insbesondere auf das Argument 
ein, ob es dem Solidaritätsprinzip entspräche, 
wenn die künftigen Steigerungen allein von den 
Arbeitnehmern zu tragen sind. 

ESV Prof. Dr. Wolfgang Greiner: Ich komme von 
der Universität Bielefeld und fange einmal mit dem 
zweiten Teil Ihrer Frage, der nach dem Solidarprin-
zip, an. Es geht im Kern darum, dass die Zahlung 
nach Leistungsfähigkeit erfolgen soll und die Leis-
tung nach Bedürftigkeit. Das heißt, es geht um die 
Gewährleistung von Solidarität innerhalb einer 
Versichertengemeinschaft. Das bedeutet, dass es  
schwierig ist, noch eine dritte Gruppe, nämlich die 
der Arbeitgeber, mit einzubeziehen. Das ist auch 
insofern schwierig, weil eine Rückkehr zur Parität 
nicht bedeuten würde, dass, volkswirtschaftlich ge-
sehen, die Beiträge, die dort abgeführt werden, tat-
sächlich zur Hälfte von den Arbeitgebern getragen 
werden würden. Entscheidend ist dabei eher, wie 
die Differenz zwischen dem Netto-Lohn beim Ar-
beitnehmer und dem Arbeitgeber-Brutto, dem soge-
nannten Steuerkeil, aufgeteilt wird. Das ist indivi-
duell sehr unterschiedlich und von einer Reihe von 
Faktoren abhängig. Aber der Faktor, wer formell 
den hälftigen Arbeitgeberbeitrag abführt, ist dabei 
eher von geringerer Bedeutung. Wenn man langfris-
tig davon ausgeht, dass Lohnkostensteigerungen 
letztlich abhängig sind von der Inflation, also da-
von, wie es den Arbeitgebern gelingt, die Kosten-
steigerungen in Preissteigerungen am Absatzmarkt 
umzusetzen, und mit der Zunahme der Arbeitspro-
duktivität zusammenhängen, dann wäre es aller-
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dings so, dass entsprechende Beitragssatzerhöhun-
gen im Grunde nur wie eine Art Substitution für 
mögliche Bruttolohnsteigerungen wirken würden. 
Das heißt, der Arbeitgeber würde insofern nicht die 
Hälfte vom Beitrag tragen. Wie stark nach dieser Er-
höhung Arbeitskräfte nachgefragt werden, hängt 
ebenfalls von einer Reihe von Faktoren, wie zum 
Beispiel von der konjunkturellen Situation, ab. 
Wenn es gut läuft, ist es natürlich einfacher, auf 
Grund der gestiegenen Einkommen Preissteigerun-
gen am Markt durchzusetzen und zwar auch vor 
dem Hintergrund der Lage am Arbeitsmarkt und 
der dortigen Wettbewerbsintensität wie beispiels-
weise der Lohnsteigerung bei den Ärzten in den 
letzten Jahren. Diese lag mit Sicherheit über deren 
Produktivitätssteigerungen und trotzdem müssen 
die Ärzte vermutlich nicht befürchten, dass die 
möglichen Beitragssatzsteigerungen der Arbeitgeber 
auf sie umgewälzt werden. Die Wettbewerbssitua-
tion ist eine andere, denn Ärzte sind knapp. Wenn 
Sie eine Branche wie das Friseurhandwerk betrach-
ten, die sehr national orientiert ist und eine ähnli-
che Wettbewerbssituation in ihrem gemeinsamen 
Markt vorfindet, oder den Maschinenbauer, der 
auch international aufgestellt ist, kann es schwieri-
ger werden, diese Kosten umzulegen. Insgesamt 
kann man sagen, dass die entsprechenden Beitrags-
satzsteigerungen auf die eine oder andere Weise 
von den Arbeitnehmern zu tragen sind, entweder 
durch geringere Lohnsteigerungen, das wäre das 
Naheliegende. Oder in den Fällen, die ich eben 
nannte, durch unterlassene Einstellungen, wenn 
durch die Erhöhung der Kosten im Faktor Arbeit 
Kapital freigesetzt, also in Maschinen und Rationa-
lisierung investiert wird, oder durch höhere Kon-
sumpreise, die auch von den Arbeitnehmern zu tra-
gen wären. Aus meiner Sicht handelt es sich, volks-
wirtschaftlich gesehen, um eine Art Symbolpolitik, 
die eine Preisillusion bei den Arbeitnehmern 
schafft und durchaus negative Wirkungen haben 
kann. Denn am Ende zahlen sie in jedem Fall die 
entsprechenden höheren Kosten in der Krankenver-
sicherung.  

Abg. Heike Baehrens (SPD): Meine Frage richtet 
sich an Herrn Professor Greß. Können Sie bitte er-
läutern, wie sich die Festschreibung des Arbeitge-
beranteils für die gesetzlich Krankenversicherten 
bisher finanziell ausgewirkt hat? 

ESV Prof. Dr. Stefan Greß: Ich komme von der 

Hochschule in Fulda. Aus meiner Sicht werden die 
Beschäftigten seit Festschreibung des Arbeitgeber-
beitrages doppelt belastet. Einerseits werden sie 
durch den Beitragssatzanstieg, der alleine von den 
Versicherten zu tragen ist, belastet. Andererseits 
können wir aber auch beobachten, dass im letzten 
Jahr die politisch induzierten Ausgabensteigerun-
gen deutlich höher lagen als in vorherigen Legisla-
turperioden. Als Beispiele nenne ich das Präventi-
onsgesetz, das Versorgungsstärkungsgesetz und das 
Krankenhausstrukturgesetz. Gleichzeitig geht die 
Haushaltssanierung zu Lasten der Beitragszahler. 
Hier ist besonders die Kürzung des Bundeszu-
schusses um 6 Mrd. Euro in den Jahren 2014 und 
2015 bedeutend, die die Versichertengemeinschaft 
insgesamt belastet hat. Wir wissen zwar nicht, was 
passiert wäre, wenn die Arbeitgeber noch ein Inte-
resse an einer Ausgabenbegrenzung gehabt hätten. 
Dies ist natürlich ein reines kontrafaktisches Argu-
ment. Ich kann mir allerdings nicht vorstellen, dass 
diese Kombination aus staatlicher Ausgabenpolitik 
und Haushaltssanierung zu Lasten der Beitragszah-
ler in dieser Form stattgefunden hätte, wenn die 
Arbeitgeber ein Interesse an einer Begrenzung der 
Ausgabensteigerung gehabt hätten.  

Abg. Maria Michalk (CDU/CSU): Ich habe eine 
Frage an den ZDH. Von der Wiederherstellung der 
Parität wären insbesondere die arbeits- und lohnin-
tensiven Betriebe des Handwerks betroffen. Viel-
leicht können Sie uns noch einmal Ihre Einschät-
zung geben, wie die finanziellen Auswirkungen 
und die damit verbundenen Folgen für Beschäfti-
gung und Wachstum gerade in dieser Branche ein-
geschätzt werden? 

SVe Dr. Anne Dohle (Zentralverband des Deut-
schen Handwerks e. V. (ZDH)): Für einen arbeits- 
und lohnkostenintensiven Wirtschaftsbereich wie 
das Handwerk wären hohe Lohnzusatzkosten na-
türlich eine massive Belastung. Wenn die paritäti-
sche Beitragsfinanzierung wieder eingeführt würde, 
wird das auf jeden Fall negative Beschäftigungsef-
fekte haben und Arbeitsplätze gefährden. Das 
durchschnittliche Brutto-Monatsgehalt eines Hand-
werkers beträgt derzeit rund 3.000 Euro. Wenn die 
Arbeitgeber die Hälfte des durchschnittlichen Zu-
satzbeitrages der Versicherten von derzeit 1,1 Pro-
zent zahlen müssten, entstünde, das haben wir aus-
gerechnet, bei insgesamt 5,3 Millionen Beschäftig-
ten im Handwerk eine Zusatzbelastung von 
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88 Mio. Euro monatlich für die Handwerksunter-
nehmen in Deutschland. Das würde Wachstum und 
Beschäftigung gefährden. Steigende Abgaben halten 
Unternehmen davon ab, neues Personal einzustel-
len und auch die Schwarzarbeit wird gefördert. 
Deshalb ist es aus unserer Sicht unverzichtbar, dass 
der Arbeitgeberbeitrag in der Krankenversicherung 
auch weiterhin bei 7,3 Prozent festgeschrieben 
wird.  

Abg. Harald Weinberg (DIE LINKE.): Ich habe eine 
Frage an Herrn Reiners. Wie sehen Sie diesen Zu-
sammenhang? Die Wirtschaftsverbände, das haben 
wir gerade gehört, argumentieren mit der Wettbe-
werbsfähigkeit bei der Wiedereinführung der Pari-
tät. Sie haben dies in Ihrer Stellungnahme an ei-
nem Beispiel einer Handwerkerstunde aufgelistet. 
Stimmt das Argument mit der Wettbewerbsfähig-
keit? 

ESV Hartmut Reiners: Ich bin Ministerialrat a. D. 
und heute Publizist. Ich kann die Argumente nicht 
ganz nachvollziehen. Ich beziehe mich auf Zahlen 
der bayrischen Handwerkskammern und habe das 
in meiner Stellungnahme auch dargelegt. Wenn 
sich die Arbeitgeber bei Handwerkern mit der 
Hälfte am Zusatzbeitrag beteiligen würden, hätte 
das ein Effekt von 0,12 Prozent der Arbeitskosten 
für eine Handwerkerstunde. Ich glaube, dass sich 
das im Bereich des völlig Unerheblichen bewegt.  

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Auch meinerseits habe ich eine Frage 
an den Sachverständigen Herrn Reiners. Wie be-
werten Sie den Zusatzbeitrag als derzeit vorrangi-
ges Wettbewerbsmerkmal zwischen den Kranken-
kassen? Ist der weitgehend auf den Preis fokus-
sierte Kassenwettbewerb aus Ihrer Sicht zielfüh-
rend für eine bessere Versorgung? 

ESV Hartmut Reiners: Das ist er eindeutig nicht. 
Der Sachverständigenrat Gesundheit hat in seinem 
Gutachten aus dem Jahr 2012 herausgearbeitet, dass 
es ein Problem ist, dass der Wettbewerb immer nur 
auf Preise reagiert und die Versorgungsfragen völlig 
im Hintergrund stehen. Sie begründen es auch da-
mit, dass dies für die Versicherten viel zu kompli-
ziert sei. Wenn man also Versorgungsaspekte för-
dern will, braucht man andere Anreize als den Bei-
tragssatz einer gesetzlichen Krankenversicherung.  

Abg. Michael Hennrich (CDU/CSU): Ich habe eine 
Frage an Herrn Professor Greiner. Wie beurteilen 
Sie die Einführung des einkommensabhängigen Zu-
satzbeitrags, den wir in dieser Legislaturperiode auf 
den Weg gebracht haben? Gehen Sie dabei bitte 
noch einmal auf die Wirkung im Markt der gesetzli-
chen Krankenversicherung und die behauptete 
These, dass mit einer Rückkehr zur Parität der 
Preiswettbewerb der Kassen um junge, gesunde 
und gutverdienende Mitglieder verringert werden 
würde, ein. 

ESV Prof. Dr. Wolfgang Greiner: Der Übergang von 
den pauschalen zu den einkommensabhängigen 
Zusatzbeiträgen war ganz ohne Zweifel mit einer 
Minderung des Preiswettbewerbs verbunden. Das 
kann man an den doch relativ deutlichen Aufwärts-
bewegungen der Beitragssätze nachvollziehen. Hier 
sehen wir, dass sich die Abwanderungsbewegun-
gen, verglichen mit denen, die wir bei den pau-
schalen Zusatzbeiträgen gesehen haben, bei den 
hochpreisigen Kassen im kleineren Bereich bewe-
gen. Aber der Kassenwettbewerb ist, da darf ich auf 
das gerade erwähnte Gutachten des Sachverständi-
genrates, an dem ich selbst beteiligt war, verwei-
sen, essenziell für die Weiterentwicklung des Kas-
senmarktes. Er soll zu einer effizienten Mittelver-
wendung entsprechend der Präferenzen der Versi-
cherten führen. Derzeit sind, und das möchte ich 
ergänzend zu dem, was Herr Reiners gesagt hat, be-
merken, der Qualitäts- und der Vertragswettbewerb 
völlig unterentwickelt. Da hat sich durch die 
jüngste Gesetzgebung zumindest im Qualitätswett-
bewerb etwas getan. Aber darauf kann man nicht 
reagieren, indem man jetzt den Preiswettbewerb 
schwächt, sondern man müsste die Wettbewerbs-
positionen entsprechend ausbauen. Das Problem 
der Finanzierungsillusion führt in diesem Zusam-
menhang zur Verzerrung von Auswahlentscheidun-
gen, d. h. wenn die Menschen meinen, dass sie ei-
nen höheren Preis akzeptieren können, weil sie 
diesen nur zur Hälfte bezahlen müssen, aber voll-
ständig von den besseren Leistungen profitieren. 
Vielleicht noch zu dem letzten Aspekt, der Frage 
nach jungen, gesunden und gutverdienenden Mit-
gliedern. Hier werden die entsprechenden Einkom-
menspositionen ohnehin schon im Gesundheits-
fonds ausgeglichen. Das muss allerdings im Risi-
kostrukturausgleich weiter nachgebessert werden. 
Aber auch dafür ist die paritätische Finanzierung 
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die falsche Baustelle. Hier sollte im Risikostruktur-
ausgleich (RSA) nachgebessert werden. Hier hat 
aber in letzter Zeit eine Veränderung stattgefunden. 
Die Wechsler sind nicht mehr die jungen Gesun-
den, sondern anders als noch um die Jahrtausend-
wende, diejenigen, die durchaus im oberen Bereich 
der durchschnittlichen Ausgaben liegen. Hier ha-
ben wir eine gewollte Veränderung dahingehend, 
dass eine Auswahlentscheidung vermehrt unter 
dem Gesichtspunkt, welche Krankenkasse bietet 
mir mehr, getroffen wird.   

Abg. Hilde Mattheis (SPD): Ich möchte auf das Ar-
gument der steigenden Lohnnebenkosten eingehen 
und frage den Vertreter des DGB, wie er dieses be-
wertet. Des Weiteren möchte ich wissen, ob sich 
die steigenden Lohnnebenkosten tatsächlich nega-
tiv auf die Beschäftigung und auf das Wachstum 
auswirken?  

SV Knut Lambertin (Deutscher Gewerkschaftsbund 
(DGB)): Wir haben keinen empirischen Nachweis 
darüber, dass sich die Frage der Lohnnebenkosten 
bzw. das Einfrieren des Arbeitgeberbetrags positiv 
auf die Beschäftigung ausgewirkt hätte. Die Berech-
nung einer Handwerkerstunde, die Herr Reiners 
eben mit den 0,12 Prozent vorgerechnet hat, macht 
natürlich auch deutlich, dass die Frage der Lohnne-
benkosten nahezu keine Auswirkungen auf die 
Nachfrage hat.  

Abg. Karin Maag (CDU/CSU): Ich habe eine Frage 
an Herrn Dr. Hansen von der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände. Welche Fol-
gen hätte aus Ihrer Sicht die Wiedereinführung der 
Parität? Mir wäre wichtig, dass Sie auch auf das 
Ausmaß eingehen. Was machen Arbeitgeber jen-
seits der 7,3 Prozent? Wie engagiert sind Sie bei 
dem, was eigentlich im Kassensystem bezahlt wer-
den muss?  

SV Dr. Volker Hansen (BDA – Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Man kann 
jetzt streiten, ob 5,5 oder 0,5 Prozent, die die Ar-
beitgeber beim hälftigen Zusatzbeitrag zahlen 
müssten, viel oder wenig sind. Ein Prozentpunkt 
sind rund 11 Mrd. Euro und 0,5 Prozent sind rund 
5,5 Mrd. Euro. Eine Belastung der Arbeitgeber in 
Deutschland in dieser Größenordnung von 5 oder 
6 Mrd. Euro ist kein Pappenstiel. Hochgerechnet 
handelt es sich um 0,12 Prozent pro Arbeitsstunde 

im Handwerk. Es handelt sich um zusätzliche Kos-
ten. Sehen Sie bitte auch die Verteuerung in der 
Pflegeversicherung – in der Summe sind das nach 
den letzten drei Reformgesetzen paritätisch 0,6 Pro-
zent. Sehen Sie andere Verteuerungen und auch 
die Tarifverhandlungen. In der Summe führt es 
dazu, dass die Kosten der Arbeitgeber für die Be-
schäftigung steigen. Steigende Kosten führen auch 
bei Beschäftigung dazu, dass die Nachfrage geringer 
ist. Natürlich kann keiner, wir sind nicht im Labor, 
nachweisen, dass das hunderttausend mehr oder 
weniger Beschäftigte bedeutet. Aber steigende Kos-
ten von einem Produktionsfaktor bedeuten, dass e-
her weniger nachgefragt wird. Es wurde, ich glaube 
von Herrn Reiners, angedeutet, dass die Arbeitge-
ber wegen des eingefrorenen Arbeitgeberanteils von 
7,3 Prozent kein Interesse an der Begrenzung der 
Ausgaben in der Krankenversicherung hätten. 
Diese Aussage macht mich wütend. Zum einen 
zahlen die Arbeitgeber jährlich über 80 Mrd. Euro 
Arbeitgeberbeiträge plus 51 Mrd. Euro für die Ent-
geltfortzahlung sowie weitere Kosten, d. h. in der 
Summe 130 bis 140 Mrd. Euro im Jahr. Diese 
Summe steigt in jedem Jahr um 3 bis 4 Milliarden 
Euro ceteris paribus [unter sonst gleichen Bedin-
gungen]. Wenn Sie eine Lohnerhöhung von 3 Pro-
zent einrechnen, dann haben Sie auf der Arbeitge-
berseite, wenn alles andere unverändert bleibt,        
4 Mrd. Euro Mehrbelastung pro Jahr. Die Arbeitge-
ber sind mit dem eingefrorenen Beitragssatz bei 
den Kostenerhöhungen nicht außen vor. Sie sind 
nur außen vor, wenn die Kosten überproportional 
steigen. Zum Schluss darf ich noch darauf hinwei-
sen, dass das Ausgabenwachstum in den letzten 
Jahren überwiegend der Politik zu verdanken ist. 
Ohne die ausgabenträchtigen Reformgesetze 
bräuchten wir keine Erhöhung des Zusatzbeitrags. 
Durch die Reformen müssen die Krankenkassen 
nun Jahr für Jahr rund 2 Mrd. Euro mehr bezahlen. 

Abg. Sabine Dittmar (SPD): Meine Frage richtet 
sich an den DGB. Wie bewerten Sie das Argument, 
dass die Arbeitgeber sich schon heute stärker an 
der Finanzierung der Gesundheitskosten ihrer Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer beteiligen und 
sie beispielsweise die Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall übernehmen? 

SV Knut Lambertin (Deutscher Gewerkschaftsbund 
(DGB)): Ich glaube, wir dürfen Äpfel und Birnen 
nicht miteinander vergleichen. Die Leistungen, die 
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aus der gesetzlichen Krankenversicherung ausge-
gliedert worden sind, würde ich mit den Äpfeln 
und die anderen Sozialversicherungsleistungen mit 
den Birnen gleichsetzen. Die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall ist der Elefant. Das ist nicht mitei-
nander vergleichbar. Die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall ist keine Sozialversicherungsleis-
tung, sondern wurde in den 50er Jahren durch Ar-
beitskampfmaßnahmen erkämpft. Das heißt, letzt-
endlich handelt es sich um eine tarifliche Leistung, 
die irgendwann in das Entgeltfortzahlungsgesetz 
überführt wurde. Hier wird der Versuch unternom-
men, Äpfel mit Elefanten zu vergleichen. Jetzt 
komme ich zu dem Vergleich von Äpfeln mit Bir-
nen. Davon sind die Gesundheitskosten der Unfall-
versicherung betroffen. Hier handelt es sich um 
eine Sozialversicherung, die nicht von den Versi-
cherten sondern vom Arbeitgeber, der sich damit 
vor finanzieller Überforderung durch Schadener-
satzklagen schützt, ausgeht. Dies ist eine Kol-
lektivhaftung der Arbeitgeber. Die Juristen nennen 
es Haftungsablösung, bei der die Arbeitgeber in 
eine kollektive Versicherung, die Unfallversiche-
rung, eingetreten sind, um sich vor privaten Scha-
denersatzklagen zu schützen. Angelsächsische Län-
der kennen diese Versicherung nicht, mit der 
Folge, dass dort immense Schadenersatzforderun-
gen gestellt werden. Jetzt mag jeder selber urteilen. 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund ist der Meinung, 
dass man Äpfel nicht mit Birnen und schon gar 
nicht mit Elefanten vergleichen kann. 

Abg. Kathrin Vogler (DIE LINKE.): Vielen Dank für 
den Exkurs in den Zoo und in den Obstgarten. Das 
fand ich interessant. Wir bleiben beim Thema und 
meine Frage richtet sich an Prof. Dr. Greß. Wir hö-
ren von Arbeitgeberseite immer wieder unter-
schiedliche Dinge. Einerseits heißt es, dass Parität 
dazu führen würde, dass es in den Tarifrunden we-
niger zu verteilen gebe, so dass die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer letztendlich wieder alles 
alleine zahlen müssten. Andererseits hören wir, 
dass die Arbeitgeber ohnehin höhere Anteile an 
den Gesundheitskosten tragen. Sie haben in Ihrer 
Stellungnahme von einer doppelten Belastung der 
Arbeitnehmer durch die Zusatzbeiträge gespro-
chen. Bitte erläutern Sie das und gehen sie noch 
einmal darauf ein, was an Gesundheitskosten zu-
sätzlich zu den Zusatzbeiträgen unmittelbar von 
den Versicherten getragen wird. Welche Wirkung 

hat das Ihrer Ansicht nach und was für Alternati-
ven gäbe es? 

ESV Prof. Dr. Stefan Greß: Ich muss Herrn Reiners 
in Schutz nehmen. Das Argument der doppelten 
Belastung habe ich und nicht Herr Reiners vorge-
tragen. Dazu stehe ich. Ich habe gesagt, und ich 
korrigiere mich hier ein stückweit, dass die Arbeit-
geber zumindest ein deutlich geringeres Interesse 
an der Begrenzung von Ausgabensteigerungen ha-
ben, insbesondere von solchen, die politisch indu-
ziert sind. Die Rechnung zahlt letztendlich die Ver-
sichertengemeinschaft. Natürlich ist es theoretisch 
so, das wissen wir aus den Lehrbüchern, dass die 
Lohnbestandteile aus dem Arbeitseinkommen ge-
neriert werden müssen. Es ist gleichgültig, ob es 
sich um das Netto- oder das Bruttoeinkommen han-
delt. Faktisch aber ist es sehr unterschiedlich, in-
wieweit Beschäftigte diese zusätzlichen Ausgaben, 
durch Beitragssatzsteigerungen beim Arbeitgeber 
geltend machen können. Die einen können das, 
entweder individuell oder kollektiv, die anderen 
können das nicht. So haben wir momentan eine Si-
tuation, in der eine Umverteilung zu Lasten der 
Einkommen aus unselbstständiger Arbeit stattfin-
det. Die verfügbaren Einkommen der Versicherten 
werden geschmälert. Das muss man gegen potenti-
elle Beschäftigungseffekte, die durch die Verteue-
rung des Kostenfaktors Arbeit entstehen, gegen-
rechnen. Natürlich sinkt der Konsum, wenn die 
Beiträge der Krankenversicherungen ansteigen. Aus 
meiner Sicht ist diese Belastung für die Versicher-
ten nicht alternativlos. Es wurde bereits angespro-
chen, dass es die Möglichkeit gibt, die Parität wie-
derherzustellen. Das wäre administrativ relativ ein-
fach möglich. Es gibt dem jährlich festgestellten 
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz. Mit einer 
einfachen gesetzlichen Regelung könnte festgelegt 
werden, dass die Arbeitgeber die Hälfte dieses 
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes tragen 
müssten. Dadurch würde auch vermieden, dass Ar-
beitgeber ein Interesse an der Kassenwahl der Ver-
sicherten entwickeln, d. h. dass diese zwingend zur 
preiswertesten Kasse gehen. Insofern wäre das eine 
Regelung, die relativ schnell und administrativ ein-
fach durchsetzbar wäre, natürlich immer den poli-
tischen Willen vorausgesetzt. Abschließend möchte 
ich, auch zur Einordnung dieser Problematik be-
merken, dass damit nicht alle Probleme der GKV-
Finanzierung gelöst wären. Das sollten wir auch 
klarstellen. Die strukturelle Einnahmeschwäche der 
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gesetzlichen Krankenversicherung mit verschiede-
nen Baustellen wird uns insbesondere dann deut-
lich werden, wenn die nächste Eintrübung am Kon-
junkturhimmel aufscheint.  

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe eine Frage an Dr. Zwiener. Sie 
haben in Ihren Stellungnahmen deutlich gemacht, 
dass es für die Wiedereinführung der Parität viele 
Gründe gibt. Sie haben sich auch zur Wettbewerbs-
fähigkeit von deutschen Unternehmen geäußert. 
Können Sie das, auch vor dem Hintergrund des 
Beitrags der Arbeitgeber, noch einmal näher aus-
führen? 

SV Dr. Rudolf Zwiener (Institut für Makroökono-
mie und Konjunkturforschung in der Hans-Böckler-
Stiftung (IMK)): Wir beobachten seit Beginn der Eu-
ropäischen Währungsunion, dass sich die Lohn-
stückkosten, also die Arbeitskosten unter Einrech-
nung der Produktivitätsentwicklung, in Deutsch-
land im Vergleich zu anderen europäischen Län-
dern weit unterdurchschnittlich entwickelt haben. 
Das ist ein Problem. Deutschland leidet nicht unter 
zu wenig Wettbewerbsfähigkeit, sondern stellt auf 
Grund der zu hohen Wettbewerbsfähigkeit ein 
Problem für seine europäischen Nachbarn dar. Das 
ist Folge der Politik, die die Parität aufgegeben hat, 
um Deutschland noch wettbewerbsfähiger zu ma-
chen. Was ist die Lehre daraus? Deutschland hatte 
das niedrigste Wirtschaftswachstum in der EWU, es 
hatte die geringste Beschäftigungssteigerung und 
kaum eine Lohn- und Binnennachfragesteigerung. 
Wenn wir jetzt die Parität wiederherstellen, wird 
nur ein kleiner Teil dessen, was wir zu viel an 
Wettbewerbsfähigkeit haben, wieder zurückgenom-
men. Die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft wird 
nicht geschädigt. Ich kenne die Sorge vor dem An-
stieg der Beitragssätze und vor der Abwälzung auf 
die Löhne mit der Folge von sinkender Beschäfti-
gung und höheren Preisen. Die Empirie sagt, dass 
in Ländern wie Deutschland ein Teil dieser Last bei 
den Arbeitgebern verbleibt. Diese können die Last 
nicht komplett auf den Arbeitnehmer übertragen. 
Wenn die Arbeitnehmer die Last alleine tragen 
müssen, fehlt die Kaufkraft und die Nachfrage nach 
Produkten. Gerade für Unternehmen ist die Nach-
frage nach ihren Produkten ein stärkeres Argument 
als die Steigerung des Beitragssatzes um 0,45 Pro-
zent.  

Abg. Dr. Katja Leikert (CDU/CSU): Mich interes-
siert noch einmal die Meinung der Arbeitgeberver-
bände zur Festschreibung des Arbeitgeberbeitrags. 
Welche Vorteile sehen Sie hier im Hinblick auf Be-
schäftigung, Wachstum und internationale Wettbe-
werbsfähigkeit für deutsche Unternehmen? 

SV Dr. Volker Hansen (BDA – Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Ich habe noch 
nie gehört, dass man ein Zuviel an Wettbewerbsfä-
higkeit haben kann. Das ist mir unbegreiflich, zu-
mal den Warenströmen von Deutschland ins Aus-
land auch andere Ströme entgegenstehen. Sie wis-
sen, dass die Zahlungsbilanz im Saldo immer 
gleich Null ist. Ich kann nur wiederholen, wenn 
ein Produkt teurer wird, fragt man es weniger nach. 
Unsere Frage müsste also sein, wie hoch die Be-
schäftigung wäre, wenn wir geringere Zwangsabga-
ben hätten. Ich kann die Idee, die Arbeitgeber mit 
zusätzlichen Zwangsabgaben zu belegen, damit 
ihre Wettbewerbsfähigkeit zurückgeht, und dass 
dies dem Wohl unserer gesamten Volkswirtschaft 
und der Bevölkerung dienen soll, nicht nachvoll-
ziehen. Wir müssen darauf achten, und zwar nicht 
nur mit Blick auf die Gegenwart, sondern auch auf 
die Zukunft, dass wir an den Märkten in Europa 
und weltweit bestehen können. Das setzt voraus, 
dass wir überall dort, wo es möglich ist, Kosten 
eindämmen.  

Abg. Helga Kühn-Mengel (SPD): Meine Frage rich-
tet sich an Herrn Reiners. Es wird immer wieder ar-
gumentiert, dass die Arbeitgeber sich schon heute 
stärker an der Finanzierung der Gesundheitskosten 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beteili-
gen, da sie beispielsweise die Lohnfortzahlungen 
im Krankheitsfall übernehmen. Ich bitte Sie, zu 
diesem Aspekt Stellung zu nehmen. 

ESV Hartmut Reiners: Wenn man diese Kosten be-
rücksichtigt, muss man auch die privaten Ausgaben 
der Bürger für Gesundheit berücksichtigen. Diese 
sind etwa dreimal so hoch wie die Ausgaben der 
Arbeitgeber. Das stimmt so alles nicht. Wenn man 
diesen Ansatz weiterverfolgt, müsste man auch die 
gesamten Lebenshaltungskosten mit einrechnen, 
denn auch diese sind Lohnbestandteile und die Ar-
beitnehmer müssen das alles von ihren Löhnen fi-
nanzieren. Hier wird vieles durcheinander ge-
bracht. Ich halte das Argument nicht für seriös. Im 
Übrigen verweise ich auf ein Gutachten, das das 
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Institut für Gesundheits- und Sozialforschung        
(IGES), vor zehn oder zwölf Jahren für die Techni-
ker Krankenkasse erstellt hat. Darin wird festge-
stellt, dass Deutschland im internationalen Ver-
gleich mit der  Gesamtbelastung durch Sozialabga-
ben und Krankengeld weit unter dem Durchschnitt 
liegt, d. h. immer noch sehr kostengünstig ist. Das 
ist für das Wettbewerbsargument eine zentrale Aus-
sage.  

Abg. Heiko Schmelzle (CDU/CSU): Meine Frage 
richtet sich an den GKV-Spitzenverband. GKV-Ver-
sicherte können ihre Krankenkasse frei wählen. Die 
Mitglieder haben bei der erstmaligen Erhebung und 
bei jeder weiteren Anhebung des Zusatzbeitrags ein 
Sonderkündigungsrecht und können unter Abwä-
gung des Preis-Leistungsverhältnisses in eine an-
dere Krankenkasse wechseln. Wie beurteilen Sie in 
diesem Zusammenhang, unter dem Blickwinkel der 
Stärkung der Versichertenrechte, die gesetzliche 
Vorgabe, nach der jede Krankenkasse bei jeder Er-
höhung des Zusatzbeitrages ihre Versicherten ent-
sprechend informieren muss? Gehen Sie dabei 
auch auf die Bandbreite der Zusatzbeiträge und die 
Anzahl der Krankenkassen ein, die einen Zusatz-
beitrag von 0,9 Prozent oder darunter erheben. 

SV Michael Weller (GKV-Spitzenverband): Wir ha-
ben derzeit 118 Mitgliedskrankenkassen. 116 davon 
haben Zusatzbeiträge zwischen 0,3 und 1,7 Prozent 
erhoben. Wir haben eine regional tätige Kranken-
kasse, die gegenwärtig keinen Zusatzbeitragssatz er-
hebt. Die zweite Kasse ist die Krankenkasse der 
Landwirte, die ein anderes System hat. 26 der 116 
Kassen erheben einen Zusatzbeitragssatz von 
1,1 Prozent. Das entspricht dem vom BMG ge-
schätzten und vorgegebenen durchschnittliche Bei-
tragssatz. Dieser liegt nach Mitgliedern gewichtet 
im Durchschnitt bei 1,084 Prozent. Die Spreizung 
der Zusatzbeitragssätze in den Krankenkassen sieht 
wie folgt aus: 25 Kassen haben einen Zusatzbei-
tragssatz, der über dem Durchschnittssatz von 1,1 
Prozent liegt. Bei 65 Kassen liegt der Zusatzbei-
tragssatz darunter. Auch vor der Zusatzbeitragssatz-
gesetzgebung haben wir die Versicherten über die 
Anpassung der Beitragssätze informieren müssen. 
Das gilt seit Einführung des freien Kassenwahl-
rechts. Dem GKV-Spitzenverband ist diese Trans-
parenz wichtig. Sie ist in jedem System beizubehal-
ten. Wir haben allerdings ein Problem und möch-
ten dies beanstanden. Die Kassen sind nach der 

neuen Gesetzgebung verpflichtet, auf den durch-
schnittlichen Beitragssatz hinzuweisen. Sofern sie 
darüber liegen, müssen sie auf die Möglichkeit ei-
ner günstigeren Krankenkasse verweisen. Wir ken-
nen keinen anderen Markt- und Wettbewerbssektor 
in dem dies von Marktteilnehmern verlangt wird. 
Wir sind der Auffassung, dass dies einen einseiti-
gen Wettbewerb, bei dem der Preis im Vordergrund 
steht, stärkt. Wir sind der Meinung, dass der Fokus 
auf die Verbesserung der Qualität und die Versor-
gungssituation gelegt werden sollte.  

Abg. Pia Zimmermann (DIE LINKE.): Meine Frage 
richtet sich an Herrn Dr. Zwiener und bezieht sich 
auf die Aussage, dass Zusatzbeiträge auf Grund der 
massiv steigenden Gesundheitskosten notwendig 
sind und wie hoch der Anteil der GKV-Ausgaben 
am Bruttosozialprodukt ist. Wo liegen aus Ihrer 
Sicht die tatsächlichen Probleme und welche Lö-
sung schlagen Sie vor? 

SV Dr. Rudolf Zwiener (Institut für Makroökono-
mie und Konjunkturforschung in der Hans-Böckler-
Stiftung (IMK)): Wir würden zuerst zur Parität zu-
rückkehren und den Zusatzbeitrag vermeiden. Als 
nächstes, dies wurde in unserer Stellungnahme nur 
kurz angesprochen, sollte man, mittel- bis langfris-
tig gedacht, in die Richtung einer Bürgerversiche-
rung gehen. Das hätte mehrere Vorteile. Wir hätten 
alle Bürger nach gleichen Regeln in einer Versiche-
rung. Damit bestünde die Möglichkeit, mehr Ein-
kommensbestandteile über das reine Arbeitsein-
kommen hinaus mit aufzunehmen. Bei unserem jet-
zigen System mit gesetzlicher und privater Kran-
kenversicherung besteht immer die Möglichkeit, 
dass sich Gruppen herausnehmen und nicht an die-
sem Solidarausgleich teilnehmen. Dies sind in der 
Regel die Gruppen mit höherem Einkommen, die 
im Zweifelsfall auch gesünder sind. Eine Weiter-
entwicklung in Richtung Bürgerversicherung wäre 
aus unserer Sicht dringend geboten.  

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich hätte eine weitere Frage an Herrn 
Reiners. Warum halten auch Sie eine Bürgerversi-
cherung über die Wiedereinführung der Parität hin-
aus für notwendig? Was sagen Sie zu den in den 
Stellungnahmen der Arbeitgeberverbände enthalte-
nen Argumenten gegen eine solche Bürgerversiche-
rung? 
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ESV Hartmut Reiners: Zum einen hat sogar der 
Wirtschaftssachverständigenrat in einem früheren 
Gutachten deutlich gemacht, dass das duale Kran-
kenversicherungssystem von GKV und PKV, was 
weltweit einmalig ist – ich glaube, nur in Chile gibt 
es etwas Vergleichbares –, ökonomisch keinen Sinn 
macht. Es macht keinen Sinn, dass Privatpatienten 
anders bezahlt werden als Kassenpatienten. Das gilt 
auch nur für die ambulante und nicht für die statio-
näre Versorgung. Ökonomisch lässt sich das nicht 
begründen. Man kann es nur, wie es so schön heißt, 
als historisch gewachsen betrachten. Eine sachliche 
Argumentation dafür gibt es nicht. Ein vielleicht et-
was ironischer Hinweis: Gerade wenn man für eine 
Senkung der Lohnnebenkosten und Sozialabgaben 
eintritt, müsste man ein entschiedener Anhänger 
der Bürgerversicherung sein, denn diese bezieht 
die besser Verdienenden mit ein. Wenn man dann 
auch noch die Beitragsbemessungsgrenze anheben 
würde, könnte man den durchschnittlichen Bei-
tragssatz um mindestens 1 bis 1,5 Prozent senken. 
Das ist ein ganz anderer Effekt, als der, der hier zur 
Debatte steht.  

Abg. Erich Irlstorfer (CDU/CSU): Meine Frage rich-
tet sich an Herrn Dr. Hansen. Zum 1. Januar 2016 
beträgt der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz 
1,1 Prozent. Eine Abschaffung der Zusatzbeiträge 
und die Wiederherstellung der Parität würde zu ei-
nem unmittelbaren Anstieg des Beitragssatzes für 
die Arbeitgeber um 0,55 Prozent und damit zu ei-
ner Mehrbelastung von über 7 Mrd. Euro führen. 
Welche Auswirkungen sind davon auf Beschäfti-
gung und Wachstum sowie die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen zu erwar-
ten?  

SV Dr. Volker Hansen (BDA – Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Das sind Fra-
gen, die im Detail sehr schwer zu beantworten 
sind, da Beschäftigung, Wachstum und Wettbe-
werbsfähigkeit von sehr vielen Faktoren abhängen. 
Aber auch hier gilt: Wenn ein Produktionsfaktor 
teurer wird, dann verschlechtert das die Wettbe-
werbsmöglichkeiten. Dann werden Wachstum, Be-
schäftigung und Konkurrenzfähigkeit nicht so hoch 
sein oder nicht so zunehmen, wie es ansonsten der 
Fall gewesen wäre. Das ist eine ganz klare Aussage. 
Sie können es aber nicht in Quantitäten messen, 
weil dafür die Empirie fehlt. Es ist mathematisch 
unsinnig zu behaupten, dass bei einer Erhöhung 

der Beitragsbemessungsgrenze und einer Senkung 
des Beitragssatzes bei einer Bürgerversicherung die 
Zwangsabgabenlast sinkt. Ich muss dann einen 
kleineren Beitragssatz auf einer breiteren Bemes-
sungsbasis zahlen – in Euro bleibt das unverändert.  

Abg. Martina Stamm-Fibich (SPD): Meine Frage 
richtet sich an Herrn Weller vom GKV-Spitzenver-
band. Können Sie heute bereits absehen, wie die 
Krankenkassen ihre Beiträge bis 2020 durchschnitt-
lich anpassen und wie hoch die Kosten sein wer-
den, die nach aktueller Regelung allein die Arbeit-
nehmer zu tragen haben? 

SV Michael Weller (GKV-Spitzenverband): Abse-
hen im Sinne von Vorhersagen können wir das 
nicht, aber wir können aus der langjährigen Ent-
wicklung der Ausgaben- und Einnahmen einiges 
ableiten. Aus der Rückschau wissen wir, dass es 
zwischen Einnahmen- und Ausgabenentwicklung 
ein stetiges Delta gibt. Wir haben Jahr für Jahr ein 
strukturelles Defizit von rund 1,5 Prozentpunkten. 
Das heißt konkret, dass die Ausgaben in der Regel 
um 1,5 Prozentpunkte schneller steigen als die Ein-
nahmen. Die Gründe hierfür sind vielfältig. Es sind 
die klassischen Ausgabentreiber wie der medizini-
sche Fortschritt, demografische Effekte, aber auch 
strukturelle Defizite wie die starren Angebotsstruk-
turen im Gesundheitswesen und vielleicht Preis-
spiralen bei neuen Arzneimitteln. Die Gründe ken-
nen wir alle. Ich möchte noch auf eines hinweisen: 
Die im letzten Jahr stattgefundenen umfangreichen 
Reformen haben eine Preiskomponente und sie 
werden nach unserer Auffassung und nach Auffas-
sung der Regierung, das steht in den Gesetzen, die 
Ausgaben zusätzlich erhöhen. Wir haben auf der 
Basis der Reformen eine Prognose gewagt und fest-
gestellt, dass der Zusatzbeitragssatz hochgerechnet 
um 1,4 bis 1,8 Prozent im Jahr 2019 steigen wird, 
wenn keine Gegenmaßnahmen ergriffen werden. 
Legen wir die heutige Beitragsbemessungsgrenze 
zugrunde, bedeutet das bei einem Zusatzbeitrags-
satz von 1,4 Prozent eine versichertenseitige Zu-
satzbelastung von monatlich rund 59 Euro. Nimmt 
man den maximalen Anstieg von 1,8 Prozent, kom-
men wir auf rund 76 Euro monatlich. Das kann 
man mit jedem beliebigen Einkommen weiterfüh-
ren. Das ist bis 2019 hochgerechnet und kann für 
die darauffolgende Jahre fortgesetzt werden.  
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Abg. Reiner Meier (CDU/CSU): Wie hoch ist der Fi-
nanzierungsanteil der Arbeitgeber, wenn man alle 
Sozialversicherungszweige einbezieht? Gehen Sie 
in diesem Zusammenhang auch auf den Anteil ein, 
wenn neben den Sozialversicherungsbeiträgen 
auch Beiträge der Arbeitgeber für andere Sozialbei-
träge, z. B. die betriebliche Altersvorsorge, berück-
sichtigt werden. 

SV Dr. Volker Hansen (BDA – Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Es müsste dif-
ferenziert werden, weil hier zum Teil über Gesund-
heitskosten und dann wieder über Sozialversiche-
rungs- oder Krankenversicherungskosten gespro-
chen wird. Entscheidend ist, was der Gesetzgeber 
den Beitragszahlern per Gesetz an Kosten aufbür-
det. Das sind nicht nur die Sozialversicherungsbei-
träge in der Krankenversicherung, sondern es sind 
auch die Beiträge für die Renten- und Arbeitslosen-
versicherung und so weiter. Dazu gehört auch die 
Entgeltfortzahlung, eine dem Arbeitgeber vom Ge-
setzgeber auferlegte Zahlung. Sodann genügt ein 
Blick in das Sozialbudget, das jede Bundesregie-
rung jährlich und alle vier Jahre ausführlich veröf-
fentlicht. Danach sind die Beitragszahlungen der 
Arbeitgeber über alle Sozialversicherungszweige 
verteilt aus verschiedenen Gründen etwas höher. 
Im Jahr 2014 waren es rund 13 Mrd. Euro mehr als 
bei den Arbeitnehmern. Das sind 7 Prozent. Hierbei 
betone ich den Begriff Arbeitnehmer. Es geht nicht 
um Versicherte. Wenn wir von Arbeitgebern spre-
chen, ist der Vergleich zu den Arbeitnehmern zu 
ziehen und nicht zu Rentnern oder anderen Grup-
pen. Wenn Sie nach derselben amtlichen Quelle 
alle, also auch die über die Sozialversicherung hin-
ausgehenden Sozialbeiträge und -leistungen be-
trachten, dann beträgt die Differenz schon über 
100 Mrd. Euro, d. h. 312 Mrd. Euro zu Lasten der 
Arbeitgeber und Betriebe und 205 Mrd. Euro zu 
Lasten der Arbeitnehmer. Das zeigt, überspitzt for-
muliert, wenn wir eine paritätische Finanzierung  
der gesamten Sozialversicherung oder des gesam-
ten sozialen Systems haben wollten, müssten die 
Arbeitnehmer kräftig zuzahlen. Hier wird ein pari-
tätischer Beitragssatz in der Krankenversicherung 
gefordert. Das aber ist nur ein Ausschnitt aus der 
gesamten Belastung von Arbeitnehmern und Ar-
beitgebern durch das Sozialversicherungssystem 
insgesamt. 

Abg. Marina Kermer (SPD): Meine Frage stelle ich 

Herrn Professor Greß. Es gibt verschiedene Verfah-
ren zur Wiederherstellung der paritätischen Finan-
zierung. Wie sollte diese administrativ umgesetzt 
werden? 

ESV Prof. Dr. Stefan Greß: Administrativ wäre die 
paritätische Finanzierung relativ einfach umzuset-
zen. Es gibt den bereits angesprochenen durch-
schnittlichen Zusatzbeitragssatz, der jährlich fest-
gelegt wird. Die Arbeitgeber könnten sodann darauf 
verpflichtet werden, die Hälfte dieses durchschnitt-
lichen Beitragssatzes zu tragen. Damit würde auch 
der Anreiz für die Versicherten, auf der Grundlage 
des Wettbewerbsparameters Preis zu entscheiden, 
beibehalten. Von Seiten der Bundesregierung, aber 
auch von vielen Sachverständigen wurde bei der 
Anhörung zum GKV-FQWG allerdings immer wie-
der betont, dass es nicht nur um den Preis, sondern 
auch um Qualität gehen solle. Die Festschreibung 
des Arbeitgeberbeitragssatzes war damals schon ein 
Fremdkörper in diesem Konzept. Aus meiner Sicht 
würde die Wiederherstellung der Parität auch be-
deuten, dass diese Finanzarchitektur, die im FQWG 
festgeschrieben wurde, jetzt widerspruchsfrei um-
gesetzt würde.  

Abg. Birgit Wöllert (DIE LINKE.): Meine Frage rich-
tet sich an Herrn Dr. Zwiener. Herr Reiners hat die 
Ausgaben der privaten Haushalte für die Gesund-
heitsversorgung angesprochen. Meine Frage dazu: 
Reicht die Rückkehr zur paritätischen Finanzierung 
allein der GKV-Beiträge aus, um eine tatsächliche 
Parität auch für die privaten Haushalte, die in der 
gesetzlichen Krankenversicherung sind, zu errei-
chen? 

SV Dr. Rudolf Zwiener (Institut für Makroökono-
mie und Konjunkturforschung in der Hans-Böckler-
Stiftung (IMK)): In unserer Stellungnahme haben 
wir angesprochen, dass die Privaten zunehmend 
mehr an Eigenleistungen beispielsweise beim 
Zahnersatz oder bei Medikamenten aufbringen 
müssen. Jetzt gibt es einen Streit darüber, wer was 
zahlt. Solange wir uns aber auf eine Diskussion 
über den Beitragssatz der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und die Parität dieses Beitragssatzes be-
schränken und hierbei Leistungen, die früher in der 
gesetzlichen Krankenversicherung enthalten waren, 
aber zunehmend ausgegliedert und privatisiert 
wurden, nicht wieder hineinnehmen, reicht es 
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nicht aus, die Parität herzustellen. Der Leistungska-
talog der gesetzlichen Krankenversicherung müsste  
nochmal angeschaut und ein Teil dessen, was pri-
vatisiert wurde, wieder zurückgenommen werden.  

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine Frage richtet sich an Herrn Vogel 
vom Verbraucherzentrale Bundesverband. Was 
wäre aus Ihrer Sicht nötig, um einen Wettbewerb 
der Krankenkassen um eine gute Versorgungsquali-
tät auf den Weg zu bringen? Wie hat sich insbeson-
dere der bisher ausschließlich auf dem Preis beru-
hende Wettbewerb ausgewirkt? 

SV Kai Helge Vogel (Verbraucherzentrale Bundes-
verband e. V. (vzbv)): Die Überlegung, die Finanzie-
rung auf einen Versorgungsqualitätswettbewerb 
und auf einkommensabhängige Beiträge umzustel-
len war richtig und gut. Trotzdem haben wir mo-
mentan primär einen Preiswettbewerb. Man denke 
an die Erhöhung von 2015 auf 2016 um 0,2 Pro-
zent. Wenn man dann die Spanne zwischen den 
einzelnen Kassen von 0 bis 1,7 Prozent Zusatzbei-
trag betrachtet, geht es auch um mehrere hundert 
Euro. Das ist also der Fokus, den die Versicherten 
im Blick haben. Insbesondere Geringverdiener 
müssen im Zweifel aus ökonomischen Gründen 
wechseln. Herr Weller hat es bereits angesprochen: 
25 Kassen liegen über dem durchschnittlichen Zu-
satzbeitrag. Auch diese Kassen müssen überlegen, 
ob sie nicht Einsparungen vornehmen, um unter 
der Schwelle zu bleiben, da sie Angst haben müs-
sen, Versicherte zu verlieren. Die Preisfrage domi-
niert. Für einen Qualitätswettbewerb würde ich for-
dern, dass es mehr Transparenz über Leistungen 
und Service gibt. Momentan ist es für jemanden, 
der nach fünf oder zehn Jahren eine neue Kasse 
sucht – das wird nicht jährlich passieren – absolut 
schwierig, überhaupt fundierte Informationen über 
die einzelnen Kassen zu bekommen. Wie soll man 
beispielsweise Satzungsleistungen von 117 Kassen 
identifizieren? Das ist für jemanden, der seine 
Krankenkasse wechseln will, einfach nicht mög-
lich. Auch die im Vorfeld schon angesprochenen 
Selektivverträge, Rabattverträge für Arzneimittel, 
sind gerade für ältere Kranke ein wichtiges Quali-
tätsargument. Momentan fehlt die Transparenz. 
Wie bei den Zusatzbeiträgen ist es auch hier erfor-
derlich, Übersichten zu schaffen, um den Qualitäts-
wettbewerb zu fördern und in den Mittelpunkt zu 
stellen. 

Abg. Lothar Riebsamen (CDU/CSU): Ich wende 
mich an den DIHK. Die paritätische Finanzierung 
wurde von der damaligen Rot-Grünen-Bundesregie-
rung mit Einführung des Arbeitnehmersonderbei-
trages im Jahr 2005 abgeschafft. Meine Fragen lau-
ten: Welche Gründe hatte die damalige Entschei-
dung der Rot-Grünen-Bundesregierung? Welche 
Wirkung auf Wachstum und Beschäftigung hatte 
dies in den vergangenen zehn Jahren? Hat sich an 
den gesamtwirtschaftlichen Wirkungszusammen-
hängen in den letzten zehn Jahren irgendwas geän-
dert? 

SVe Stefanie König (DIHK – Deutscher Industrie- 
und Handelskammertag e. V.): Das Ziel der Rot-
Grünen-Bundesregierung war es damals, mit dem 
GKV-Modernisierungsgesetz und den entsprechen-
den Reformen im Gesundheitswesen die Lohnne-
benkosten zu senken. Dem lag die Einsicht zu-
grunde, dass steigende Beitragssätze die Arbeits-
kosten und damit die Arbeitslosigkeit erhöhen. 
Diese Einsicht ist nach wie vor richtig. Wir sehen, 
dass die Reformen der Agenda 2010, in deren Rah-
men die Parität abgeschafft wurde, durchaus ge-
wirkt haben. Seither ist die Arbeitslosigkeit deut-
lich unter drei Millionen gesunkenen. Weiter ha-
ben wir eine sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung, die auf ihrem Höchststand ist. Das heißt, 
die Reformen haben gewirkt und sind nach wie vor 
richtig. Wir sehen gleichwohl, dass trotz der aktuell 
sehr guten konjunkturellen Lage immer noch 
40 Prozent der Unternehmen die Arbeitskosten als 
eines der größten wirtschaftlichen Risiken für ihre 
geschäftliche Entwicklung sehen – und die Zahl 
steigt. Es ist jetzt also keineswegs die Zeit, um die 
Daumenschrauben wieder anzuziehen und die Rah-
menbedingungen für Wachstum und Beschäftigung 
zu verschlechtern, indem wir zur paritätischen Fi-
nanzierung zurückkehren. 

Der Vorsitzende: Ich bedanke mich bei Ihnen, 
meine sehr verehrten Zuhörer, liebe Kolleginnen 
und Kollegen und vor allen Dingen bei Ihnen, liebe 
Sachverständige. Ich darf mich ganz herzlich für 
die wirklich interessante Anhörung bedanken. Wir 
haben viele gesellschaftspolitische Fragen ange-
sprochen, die uns sicherlich in der Gesundheitspo-
litik noch weiter begleiten werden. Recht herzli-
chen Dank. 
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